
 
 

 

Entschließung 

der 76. Konferenz der Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder 

am 6. und 7. November 2008 in Bonn 

 

 

Elektronische Steuererklärung sicher und datenschutzgerecht gestalten 

 

 

 

Mit dem Steuerbürokratieabbaugesetz (BR-Drs. 547/08) sollen u.a. verfahrenstech-

nische Regelungen für die elektronische Übermittlung von Steuererklärungen durch 

Steuerpflichtige festgelegt werden. Zu diesem Zweck soll § 150 Abgabenordnung 

(AO) durch Abs. 7 Satz 1 dahingehend ergänzt werden, dass bei Einführung einer 

Verpflichtung zur elektronischen Abgabe die übermittelten Steuerdaten mit einer qua-

lifizierten Signatur nach dem Signaturgesetz zu versehen sind. 

 

Die Konferenz sieht es kritisch, dass § 150 Abs. 7 Satz 2 Nr. 6 und 7 AO auch vor-

sieht, zur Erleichterung und Vereinfachung des automatisierten Besteuerungsverfah-

rens anstelle der qualifizierten elektronischen Signatur ein so genanntes anderes 

sicheres Verfahren im Benehmen mit dem Bundesinnenministerium zuzulassen oder 

sogar auf beide Verfahren vollständig zu verzichten. In der Gesetzesbegründung 

wird darauf verwiesen, dass neben der qualifizierten elektronischen Signatur künftig 

auch eine Übermittlung der Daten unter Nutzung der Möglichkeiten des neuen elekt-

ronischen Personalausweises möglich sein soll. 

Bereits in ihrer Entschließung zur sachgemäßen Nutzung von Authentisierungs- und 

Signaturverfahren vom 11. Oktober 2006 hat die Konferenz gefordert, Nutzenden die 

Möglichkeit zu eröffnen, die elektronische Kommunikation mit der Verwaltung durch 

eine qualifizierte elektronische Signatur abzusichern. Die Konferenz der Daten-

schutzbeauftragten des Bundes und der Länder begrüßt daher die vorgesehene Re-

gelung in der AO zur Nutzung der qualifizierten elektronischen Signatur, da dieses 

Verfahren geeignet ist, die Authentizität und Integrität eines elektronisch übermittel-

ten Dokuments sicherzustellen, und somit die handschriftliche Unterschrift ersetzen 

kann. 

 

Die Datenschutzbeauftragten des Bundes und der Länder erklären hierzu: 
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1) Das Verfahren der qualifizierten elektronischen Signatur nach dem Signatur-

gesetz ist im Hinblick auf die Authentizität und Integrität elektronisch übermit-

telter Dokumente derzeit alternativlos. 

 

2) Für die Bewertung anderer Verfahren sollte unmittelbar auf die Fachkenntnis 

unabhängiger Gutachter abgestellt werden. Als Gutachter für die Beurteilung 

der technischen Sicherheit kämen etwa die Bundesnetzagentur oder das BSI 

in Frage. 

 

3) Steuerpflichtige müssen auch im elektronischen Besteuerungsverfahren die 

Möglichkeit haben, die elektronische Kommunikation mit der Finanzverwaltung 

durch das hierfür geeignete Verfahren der qualifizierten elektronischen Signa-

tur abzusichern. 

 


